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Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian

Hauck von
Hauck Schuchardt

Quelle: Hauck Schuchardt

Maklerrecht. Beschreibt ein Exposé ein
Gebäude als allgemein gepflegt, ist ein
Käufer nicht verpflichtet, bei der
Besichtigung aufs Dach zu klettern, um es
auf Dichtigkeit zu prüfen.

OLG Zweibrücken, Urteil vom 28. Mai 2024,
Az. 4 U 105/23

Kaufinteressenten müssen
nicht das Dach kontrollieren
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DER FALL

Der Käufer, ein erfahrener Immobilien-
makler, erwirbt eine Werkstatthalle. Der
Kaufvertrag schloss Gewährleistung für
Sachmängel aus. Im Exposé war die 1960
erbaute Immobilie unter anderem mit
demHinweis auf einen allgemein gepfleg-
ten Zustand beschrieben. Nach Vertrags-
unterschrift erfährt der Käufer von den
Mietern, das Dach und große Teile der
Regenrinne seien undicht. Bei starkem
Regen gebe es Wassereinbrüche. Der Ver-

käufer wusste von den Undichtigkeiten.
DemKäufer hatte er wegen Feuchtigkeits-
schäden im Erdgeschoss fast 50.000 Euro
Preisnachlass eingeräumt. DasDach hatte
der Erwerber allerdings nicht in Augen-
schein genommen, sondern sich auf die
Angaben imExposés verlassen.Wegender
Mängel am Dach verlangt er Schaden-
ersatz.
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DIE FOLGEN

Seiner Klage gaben sowohl das Landge-
richt Zweibrücken als auch das Pfälzische
Oberlandesgericht statt. Letzteres führte
aus, dass auch in Anbetracht des Gebäu-
dealters und des Kaufpreises nebst Preis-
nachlass die von einem Sachverständigen
bestätigten rissigen und damit wasser-
durchlässigen Faserzement-Wellplatten
auf dem Dach kein hinzunehmender Ver-
schleiß seien. Die Immobilie sei mangel-
haft. Weil im Exposé von einem allgemein

gepflegten Zustand die Rede war, ist diese
Zustandsbeschreibung zur erwartbaren
Beschaffenheit geworden. Ein undichtes
Dach passt nicht zu einem gepflegten
Zustand. Auch wenn der Käufer Makler
ist, kann nicht verlangt werden, dass er bei
der Besichtigung auf einDach steigt. Noch
dazu, wenn es nur über eine steile Leiter
erreichbar ist, wie im vorliegenden Fall.
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WAS IST ZU TUN?

Zwar wurde bei diesem Immobilienver-
kauf kein Makler hinzugezogen; die
Objektbeschreibung erstellte der Verkäu-
fer. Dennoch ist dasUrteil gerade fürMak-
ler wichtig. Denn das Exposé spielt für
Erwerber bei ihrer Kaufentscheidung eine
entscheidende Rolle und kann als Ver-
tragsunterlage erachtet werden. Angaben
müssen genau und dürfen nicht irrefüh-
rend sein. Grundlage hierfür ist das BGB
mit seinen Regelungen zu Sachmängeln
und Gewährleistungsansprüchen. Die

Rechtsprechungunterstützt häufig Immo-
bilienkäufer bei ihren Ansprüchen, die auf
beschönigende und irreführende Anga-
ben beruhen. Daher sindMakler gut bera-
ten, wichtige Immobilienangaben zu prü-
fen und zu hinterfragen, ob beispielsweise
die Zustandsbeschreibung im Exposé mit
dem tatsächlichen Zustand in Einklang
steht. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Philipp Eckert

von Oberthür & Partner
Urheber: Frank Peters

Öffentliches Recht. Ein Ortsteil ist kein
Ortsteil, wenn er deutlich kleiner ist als
andere. Er gilt als Außenbereich. Mit
Hinweis darauf kann ein Bauvorhaben
abgelehnt werden.

Schleswig-holsteinisches OVG, Urteil vom
28. März 2024, Az. 1 LA 33/24

Ein Ortsteil braucht Größe,
sonst ist es ein Außenbereich
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DER FALL

Die Klägerin begehrt einen Vorbescheid
für den Bau von zwei Wohnhäusern. Das
Grundstück liegt nicht im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplans. Es ist von
mehreren Seiten vonBebauung umgeben,
die sich entlang der Grundstücksgrenze
und verschiedener Straßen ziehen. Es
handelt sich um insgesamt 17 Gebäude

mit 19 Wohnungen. Die beklagte Behörde
begründet ihren ablehnenden Bescheid
damit, dass das Bauprojekt im Außenbe-
reich verwirklicht werden solle. Dort
könne es als sonstiges Vorhaben nicht
zugelassen werden.
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DIE FOLGEN

Das Verwaltungsgericht Schleswig wies
die Klagemit der Begründung ab, dass das
Vorhaben nicht innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile liege (§ 34
Abs. 1 BauGB). Vielmehr sei geplant es im
Außenbereich zu verwirklichen, ohne die
erforderlichen Voraussetzungen des § 35
BauGB zu erfüllen. Zwar nimmt die Vor-
habenfläche als Baulücke am vorhande-
nen Bebauungszusammenhang teil. Die-
ser entspricht jedoch nicht den Anforde-
rungen an einen Ortsteil, weil ein offen-
sichtliches zahlenmäßiges Missverhältnis
zwischen der bestehenden Bebauung und

den durch eine starke Verdichtung mit
jeweilsHunderten vonGebäuden gekenn-
zeichneten anderen Ortsteilen der
Gemeinde vorliegt, die mehr als 13.000
Einwohner hat. Die Annahme eines Orts-
teils ist daher ausgeschlossen. Dabei kann
nicht auf das Verhältnis zu jedem Ortsteil
abgestellt werden. Vielmehr ist bei der
Beurteilung auf das Verhältnis zu den tat-
sächlichen Siedlungsschwerpunkten ab-
zustellen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Frage, ob ein Vorhabengrundstück
innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile einer Gemeinde oder im
Außenbereich liegt, ist für dessen Bebau-
barkeit von entscheidender Bedeutung.
Für Bauherren und Architekten ist bei der
Planung nicht nur zu berücksichtigen, ob
das Grundstück Teil des vorhandenen
Bebauungszusammenhangs ist, sondern
auch, ob dieser die Anforderungen an
einen Ortsteil erfüllt. Es ist zu prüfen, ob
sich der Bebauungskomplex neben den

anderen Siedlungsschwerpunkten der
Gemeinde als selbstständige Siedlungs-
einheit behaupten kann und rein quanti-
tativ kein offensichtliches Missverhältnis
besteht. Zur Klärung der Abgrenzungs-
frage von Innen- undAußenbereich ist die
Einreichung einer Bauvoranfrage sinn-
voll. (redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax
Quelle: Euprax

Steuerrecht. Für ein Wohngebäude, das
wegen seines schlechten Zustands
unvermietbar ist, kommt eine
Grundsteuerreduktion in der Regel
nicht in Betracht, weil kein Ertrag vorliegt.

FG Bremen, Urteil vom 14. Juni 2024,
Az. 2 K 77/23

Unvermietbarkeit begründet
keinen Grundsteuererlass
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DER FALL

Der Kläger war Eigentümer eines Zwei-
familienhauses. Die Immobilie nutzte er
teils zu eigenenWohnzwecken, teils über-
ließ er sie unentgeltlich an Familienange-
hörige und Freunde. Er begehrte den
Erlass derGrundsteuer, weil dasHaus auf-
grund unzureichender Beheizungsmög-
lichkeit nicht vermietbar sei. Der Gasan-
schlusswurdedurchdenVersorger stillge-

legt. Das Haus verfügte danach nur über
eine Ofenheizung, mit der keine ausrei-
chende Wärme im ganzen Haus erzeugt
werden konnte. Damit liege eine Ertrags-
minderung vor, die einen Steuererlass
rechtfertige, argumentierte der Kläger.
Das Finanzamt lehnte denErlass ab.Denn
der Kläger habe die Ertragsminderung
selbst zu vertreten.
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DIE FOLGEN

Das Finanzgericht wies auch die Klage des
Eigentümers ab. Eine Ertragsminderung
verneinte es. Für die Berechnung sei die
übliche Miete maßgebend. Dabei kommt
es auf die tatsächlichen Umstände an.
Irrelevant ist demnach die Miete, die zu
erzielen wäre, wenn die Räume einer
Instandsetzung unterzogen würden.
Infolge der gravierenden Mängel war
keine Miete erzielbar. Demnach konnte

sich der Kläger auch nicht auf eine
Ertragsminderung berufen. Denn eine
Gegenüberstellung einer üblichen Miete
von null und der tatsächlich erzielten
Miete von null ergibt null, also keinen
Minderungsbetrag. Im Ergebnis musste
der Kläger die Grundsteuer entrichten.
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WAS IST ZU TUN?

Der Erlass der Grundsteuer ist gesetzlich
klar geregelt. Persönliche Gründe spielen
dabei keine Rolle. Relevant sind vielmehr
sachliche Gründe. Zum Beispiel käme bei
einer dauerhaft leer stehenden Immobilie
ein Teilerlass derGrundsteuer in Betracht.
Voraussetzung wäre allerdings, dass sich
der Eigentümer nachhaltig um eine Ver-
mietung bemüht hat und dies auch nach-
weisen kann. Da der Umfang des Steuer-
erlasses von der Höhe des Ertragsverlusts
abhängt, sollte die Immobilie ohne
wesentliche Mängel sein. Denn bei män-
gelbehafteten Immobilien ist der Ertrags-
verlust –wie imUrteilsfall – unterUmstän-

den zu gering, sodass die gesetzlichen
Voraussetzungen für den Erlass nicht
gegeben sind. Bei einer Ertragsminderung
von mindestens 50% können zumindest
25% der Grundsteuer erlassen werden.
Wichtig ist, dass der Erlass nur auf Antrag
gewährt wird. Der Antrag ist nach Ablauf
eines Jahres bis spätestens Ende März des
Folgejahres zu stellen. Er gilt jeweils nur
für das abgelaufene Jahr. Bestehen die
Voraussetzungen für den Erlass fort,
müssten für Folgejahre erneute Anträge
gestellt werden.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Ingo Kolms von WIR

Wanderer und Partner
Urheber: Dennis Greinert, Welcome Monday

Baurecht. Die nachbarliche Zustimmung
zu einem Bauvorhaben bezieht sich auf
das Grundstück. Rechtsnachfolger können
nicht gegen eine bestandskräftige
Baugenehmigung vorgehen.

VGH Bayern, Beschluss vom 4. Oktober 2024,
Az. 9 ZB 23.1102

Das Ja des Nachbarn bindet
auch seine Nachfolger
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DER FALL

Ein Nachbar stimmte 1976 einem Bauvor-
haben durch seine Unterschrift unter den
Bauantrag zu. Das Landratsamt geneh-
migte den Anbau an ein Wohnhaus und
eine Terrasse; das Vorhaben wurde reali-
siert. Die Zustimmungbezog sich auch auf
eine geringfügige Unterschreitung der
Abstandsfläche zum Nachbargrundstück.

Das wurde später verkauft, und die Erwer-
ber verklagten das Landratsamt 44 Jahre
nach Erteilung der Baugenehmigung mit
dem Ziel, die Erlaubnis rückgängig zu
machen.Hilfsweise verlangten sie bauauf-
sichtliche Maßnahmen gegen das Vorha-
ben. Das VG Würzburg wies die Klage ab.
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DIE FOLGEN

Zu Recht, wie der VGH Bayern entschied.
Die Baugenehmigung ist nicht nichtig,
weil sie keinen schwerwiegenden, offen-
kundigen Fehler enthält. Die Rechtsnach-
folger desNachbarn sind andessendama-
lige Zustimmung gebunden; sie treten
automatisch in die nachbarrechtliche
Stellung ihres Vorgängers ein. Die Zustim-
mung ist grundstücksbezogen und hat
dingliche Wirkung. Zugleich enthält die
Zustimmung einen Verzicht auf sämtliche
subjektiv-öffentlichen Rechte. Die mit
Zustimmung des Nachbarn erteilte,
bestandskräftige Baugenehmigung und
die Errichtung des Vorhabens entspre-
chend der Genehmigung und genießen

Eigentumsschutz (Art. 14 GG). Dies gilt
insbesondere dann, wenn Gebäude
bereits jahrzehntelang stehen. Dass die
Terrassenumwehrung entgegen dem
damaligen Einverständnis nicht licht-
durchlässig ausgeführt wurde, ließ die
Rechtswirksamkeit der Baugenehmigung
unberührt. Der Bauherr darf nach der lan-
gen Zeit undweil die Ausführung unbean-
standet blieb, darauf vertrauen, dass dage-
gen nicht mehr vorgegangen wird. Da
keine erhebliche Beeinträchtigung der
Schutzziele des Abstandsflächenrechts
vorliegt, lehnte das Gericht auch den
Antrag auf bauaufsichtliches Einschreiten
ab.
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WAS IST ZU TUN?

Grundstückserwerber können sich bei
einer vorhergehenden Zustimmung ihres
Rechtsvorgängers nicht mit Erfolg gegen
baurechtswidrige Zustände wehren. Dies
jedenfalls dann nicht, wenn entsprechend
der zugestimmten Baugenehmigung ge-
baut wurde. Liegen Anhaltspunkte für
einen Baurechtsverstoß vor, sind Grund-
stückserwerber gut beraten, vor Kauf-
vertragsschluss in Erfahrung zu bringen,

ob eine Nachbarzustimmung erfolgte. Es
dürfte dafür nötig sein, die Bauakte einzu-
sehen, da die Zustimmung nicht zwin-
gend im Baulastenverzeichnis eingetra-
gen werden muss. Wie die Entscheidung
des VGH Bayern zeigt, genügt die Unter-
schrift des Bauherrn unter dem Bauan-
trag. (redigiert vonMonika Hillemacher)

ZeitgemäßeNeubauten kommenumdigi-
tale Elemente kaum noch herum. Viele
Kunden erwarten ein Smart Home, in
dem sie Heizung, Türen, Dachfenster,
Rollläden, Beleuchtung und Steckdosen
auf dem Smartphone vom Sofa aus steu-
ern können.

Als problematisch hat sich dabei
erwiesen, dass ein smartes Produkt unter
Umständen nutzlos für den Kunden wird,
wenn es seitens des Herstellers keine Up-
dates mehr gibt. Dann wird das Produkt
früher oder später inkompatibel und – im
schlechtesten Fall – vollständig unbrauch-
bar und nutzlos.

Da Bauträgerverträge beurkundungs-
bedürftig sind, sind digitale Elemente für
den Notar in der Vertragsgestaltung rele-
vant. Bei Mitverkauf solcher Produkte
besteht Regelungsbedarf in der notariellen
Urkunde. Dies gilt umso mehr, als das
Bürgerliche Gesetzbuch zum 1. Januar
2022 Vorgaben für Produkte mit digita-
lem Inhalt bekommen hat. Sie dienen der
Umsetzung einer EU-Richtlinie aus dem
Jahr 2019.

Davon ist auch erfasst, wenn ein
Gegenstand digitale Elemente aufweist.
Beispiele aus dem Immobilienbereich
sind smarte Heizungen, Steckdosen, Roll-
ladensteuerungen, Türklingel, Video- und
Schließanlagen, integrierte Beleuchtungs-
anlagen oder Steuerungselemente. Aber
auch mitgelieferte bewegliche Gegen-
stände wie Alarmanlagen, Sicherheitska-
meras, Bewegungsmelder, Thermostate,
Rauchmelder, Beleuchtungen, Waschma-
schinen, Kühlschränke und sonstige elek-
trische Küchengeräte.

Übernimmt der Verkäufer, insbeson-
dere ein Bauträger, gegenüber einem
Verbraucher die Verpflichtung, digitale
Inhalte zu dem verkauften Gegenstand
bereitzustellen, folgt daraus kraft Gesetzes
eine Aktualisierungspflicht für die digita-
len Elemente. Dies bedeutet, dass der
Verkäufer für die folgenden Jahre Soft-
wareupdates bereitstellen muss, ohne
genauere Regelung für die typische
Lebensdauer des Gegenstands. Die Ver-
jährung von Gewährleistungsansprüchen
im Hinblick auf digitale Inhalte ist so
lange gehemmt, bis auch der Aktualisie-
rungszeitraum abgelaufen ist.

Die Kaufvertragsparteien können die
Aktualisierungspflicht vertraglich ausge-
staltenundauch einschränken.Da inVer-
braucherverträgen regelmäßig eine AGB-
Kontrolle stattfindet, sind einschränken-
den Regelungen immer Grenzen gesetzt.
Ein vollständiger Ausschluss der Aktuali-
sierungspflicht scheidet aus.

Bauträger sollten daher darauf ach-
ten, ob sie mit der Immobilie auch Gegen-
stände mit digitalen Elementen verkau-
fen. Soll eine Aktualisierungspflicht ver-
mieden werden, kommt in Betracht, nur
die Hardware ohne Software zu verkau-
fen. Damit dann keine digitalen Elemente
bereitgestellt werden müssen, bedarf es
allerdings einer hinreichend deutlichen
Klarstellung, dass diese weder mitver-
kauft noch vom Bauträger bereitgestellt
werden. Entsprechend ist in der Baube-
schreibung und in Werbeunterlagen auf
eine klare Beschreibung zu achten.

Zudem muss sich der jeweilige Gegen-
stand auch ohne die Software steuern las-
sen. Ein entsprechendes Gerät sollte daher
neben der digitalen eine manuelle Steuer-
möglichkeit aufweisen. Ansonsten ist das
Gerät nicht mangelfrei, wenn die digitale
Steuerung nicht mitgeliefert wird.

Sollen dagegen digitale Elemente mit-
verkauft und bereitgestellt werden, emp-
fiehlt es sich als Bauträger vorher Infor-
mationen und Zusicherungen oder
Garantien bei den eigenenLieferantenda-
rüber einzuholen, wie lange diese Aktuali-
sierungen anbieten. Entsprechend kann
im Bauträgervertrag mit dem Käufer der
Immobilie eine Beschränkung des Aktua-
lisierungszeitraums vereinbart werden,
eventuell auch eine inhaltliche Einschrän-
kung bezüglich der Updates.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Folge 24:
Smart Home und
Software im Neubau

Notarinnen und Notare berichten
in dieser regelmäßig erscheinenden
Kolumne aus ihrer Praxis.

BLICK INS
IMMOBILIEN-NOTARIAT

Dr. Christian
Esbjörnsson, Notar in
Rosenheim


